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Unsere Nähe lässt
Sie zuversichtlich in
die Ferne blicken.

Ein Unternehmen der LLB-Gruppe

Leserbriefe

Selbstverantwortung 
und Mitverantwortung
Mit der fragwürdigen Erhöhung der 
Franchise bei den Krankenversiche-
rungen und der Kürzung der Kinderren-
te von IV-Bezügern ist in den eidgenös-
sischen Räten einmal mehr von liberaler 
Seite an die Selbstverantwortung appel-
liert worden. Selbstverantwortung ge-
nügt nicht. Denn was wir in Eigenver-
antwortung tun, ist für die meisten oft 
nur das, was nicht allzu sehr ihren Hand-
lungsspielraum einschränkt. Es gibt eben 
Aufgaben, die wir nur gemeinsam be-
wältigen können. Erst damit beginnt die 
eigentliche Politik. Es gibt keine Politik 
ohne Mitverantwortung. Und vor allem 
dauert es ohne sie viel zu lange bis etwas 
geschieht, wie wir dies von der nicht 
existenten Umweltpolitik der Liberalen 
zur Genüge kennen. Dass sie bei Tor-
schluss noch auf den grünen Zug auf-
springen werden, nimmt ihnen ja nie-
mand ab. Recht verstandene Freiheit 
heisst nicht, nach eigenem Gutdünken 
schalten und walten, sondern frei und 
willens sein, das für das Gemeinwohl 
auf lange Sicht Notwendige und Richtige 
zu tun.� Peter Schmid, Frauenfeld

Klimanotstand: Nun 
übertreibt mal nicht ...
Einverstanden, jeder kann was gegen den 
Klimawandel tun. Dazu brauchts aber 
keine Notstands-Proklamation. Frauen-
feld war schon «grün» als die ersten 
zaghaften Bemühungen erst in Diskus-
sion kamen. Die «rein zufällig» vor den 
Wahlen positionierte Aktion bleibt halt 
in sich eine Propaganda-Aktion. 
Frauenfeld hat in diesen Fragen seit jeher 
sachgerecht und meistens mehr als we-
niger verantwortungsbewusst gehandelt. 
Der Stadtbus als Beispiel wurde schon 
eingeführt, als das Wort «grün» noch eine 
ganz andere Bedeutung hatte. Die Krite-
rien, welche zur Vergabe des Energiela-
bels erfüllt werden müssen, die sind ja 
nicht erst in den letzten zwei Jahren zu-
rechtgezimmert worden. Schlussendlich 
müssen Wirkung und Einsatz immer 
gegenübergestellt werden. Und jede 
Handlung muss schliesslich auch finan-
ziert werden. Die Wirkung in und aus 
unserer Kleinstadt bleibt auch nach einer 
«Notstands-Proklamation» mehr als be-
schränkt, also vernachlässigbar. Auf alle 
Fälle ist zum Beispiel der Klang der 
gleichen Aktion aus Liestal bis heute 
nicht an mein Ohr gedrungen… Ich habe 
einen guten Vorschlag: Jeder, der die 
Petition unterschreibt, soll doch gleich 
sein Handy in einen Sammelkorb sch-
meissen. Die Auswirkungen sind kürzlich 
in einem Artikel mit dem Titel «Es gibt 
keine Cloud» der Redaktorin Susan Boos 
nachzulesen. Für beispielsweise 200 
Google-Anfragen soll etwa gleichviel 
Strom verbraucht werden, wie wenn man 
ein Hemd bügelt. Da wäre mal was ein-
zusparen. Wenn Sie eine vernünftige 
Umweltpolitik in Frauenfeld wollen, 
dann wählen Sie Liste 3 FDP!

Hans Brunschweiler, Frauenfeld

Das ist kein  
politisches Interesse
Greta Thunberg, eine junge schwedische 
Klima-Aktivistin hat die ganze Welle 
von Klimademonstrationen in Europa 
angestossen. Hinter diesen Aktionen sind 
meiner Meinung nach linke Politiker 
verantwortlich, welche sich aber bewusst 
im Hintergrund halten und Schüler vor-
schieben. Wenn Schüler während der 
Schulzeit auf die Strasse gehen, um ge-
gen die lustlose Klimapolitik zu demons-
trieren, hat das mit politischem Interes-
se wenig zu tun. Nachdenklich macht 
mich das Ganze, dass die Medien auf 
diesen Spektakel hereinfallen und fleis-
sig mitmischen. Was bringt denn die 
Jugend Positives zum Klimawandel, 
ausser Proteste und Schulschwänzen. 
Bei den zurückliegenden Wahljahren war 
die Stimmbeteiligung der 18- bis 25-jäh-
rigen immer nur ca. 30 Prozent und bei 
den jüngsten Stimmberechtigten war die 
Stimmbeteiligung nur ca. 17 Prozent. Da 
stellt sich doch die Frage, was die For-
derung nach dem Stimmrecht ab 14 Jah-
ren bewirken soll. Das politische Inte-
resse ist bei jüngsten Stimmberechtigten 
leider noch nicht vorhanden und daran 
wird auch die Senkung des Wahlalters 
nichts ändern.
 � Walter Holtze, Frauenfeld

V-NISSG, neues Strah-
lengesetz für Solarien
Die «Pharmamafia» und ihre Handlan-
ger das BAG haben es geschafft, ein 
neues Gesetz für Solarien zu schaffen, 
die nur rund 5 Prozent der Bevölke-
rungen nutzen. An Lächerlichkeit und 
Dummheit nicht zu überbieten. Der 
Grund dafür sei, dass Solarien zu Haut-
krebs führen kann. Die wenigen Studi-
en dafür werden von unabhängigen 
Experten in der Luft zerrissen. Der 
Hauptgrund für Hautkrebs ist laut 
amerikanischen Krebsforschern Fluorid 
und Impfungen. Dazu kommen natür-
lich noch Mobilfunkstrahlen, WLAN, 
Schnurlos-Telefone, Sonnencremes und 
Kosmetikas. Solarien schenken dem 
Menschen Licht, Wärme, Vitamin D, 
(laut Experten haben 80 Prozent aller 
Kranken einen Vitamin D-Mangel), 
Serotonin, Melanin, Melatonin, Colla-
gen und vieles mehr. Alles Lebenswich-
tige was der Mensch neben gutem 
Quellwasser, Kristallsalz, Bewegung 
und Schlaf braucht, schenken uns die 
Sonne oder das Solarium. Deswegen 
wird das Solarium und die Sonne so 
bekämpft von diesen Pharma-Handlan-
gern. Ein gesunder Mensch ist ein ver-
lorener Kunde für Big Pharma. Wer 
schützt uns vor diesen Lobbyisten? Wer 
schützt uns vor 5G, Mobilfunkstrahlen 
und WLAN die uns 24 Stunden am Tag 
krank machen? 250 Wissenschaftler 
warnen uns vor Handys, 5G das jetzt 
kommt und WLAN, die ganz klar Krebs 
und Demenz auslösen. Die Lobbyisten 
von Mitte-links machen da noch mit! 
Die einzige Partei die dagegen war, ist 
die SVP. Darum braucht es mehr SVP. 

Wohnen und arbeiten 
in Frauenfeld

Um nicht zur Schlafstadt zu werden, 
muss man Unternehmen ermöglichen, 
sich bei uns anzusiedeln. Damit auch in 
Frauenfeld – und nicht nur im Grossraum 
Zürich – neue Arbeitsplätze entstehen, 
habe ich das Ja zur Twerenbold-Abstim-
mung der SP Frauenfeld begrüsst.

Ibrahim Bilen,
Gemeinderatskandidat, SP Frauenfeld

Bestellen ja – Bezahlen?
Wahltag ist jeweils Bestelltag: Ein neuer 
Tunnel unter der Stadt, ein Parkhaus für 
auswärtige Besucher beim Hallenbad, 
günstiges Wohnen für alle. Die Wünsche 
sind gross – aber es braucht dazu Geld. 
Aufträge sind schnell erteilt, wenn die 
Rechnung kommt, wird gerne geklemmt! 
So passiert im Dezember: Der Stadtrat 
erlitt im Gemeinderat eine Abfuhr mit 
seinem Antrag, das nötige Geld für die 
vom Gemeinderat bestellten Dinge bereit 
zu stellen: Nix da, befand die Mehrheit, 
Steuerfuss bleibt – Geld fehlt. Oder wird 
geliehen…oder irgendetwas, später. Ob-
wohl klar ist, dass die Senkung bei der 
Sekundarschule später bei der Primar-
schule gebraucht wird. Spielte alles kei-
ne Rolle.
Die Fraktion der SP hat im Gemeinderat 
immer dafür gekämpft, dass die Mittel 
zur Verfügung stehen, um die nötigen 
Ausgaben der Stadt zu finanzieren und 
verlangte stets Augenmass bei den «Spe-
zialwünschen». Denn wenn dann das 
Geld knapp ist, dann wird – über 100 
Jahre politische Erfahrung zeigen das – 
immer auf dem Buckel derjenigen ge-
spart, die sich am schlechtesten wehren 
können. Meistens leider bevor auf die 
Extras – die gerne bestellten Extras – 
verzichtet wird. 
Die SP sorgt im Gemeinderat nach Kräf-
ten für einen Ausgleich zwischen Aus-
gaben und Einnahmen und lehnt eine 
Schuldenwirtschaft ab. Geben Sie des-
halb der Liste 1 ihre Stimme, für ein 
Gleichgewicht in den Finanzen!

Gemeinderatsfraktion der 
 SP Frauenfeld

Kurt F. Sieber wieder  
in den Gemeinderat
«Aapackä» ist der Slogan seiner Partei, 
der SVP, für die Gemeinderatswahlen 
Frauenfeld.
Anpacken tut Kurt Sieber im Gemeinde-
rat Frauenfeld bereits seit 2013. Anpa-
cken tut er aber auch für zahlreiche Ver-
eine und an öffentlichen Veranstaltungen. 
Sei es als Repräsentant der Stadt durch 
gehaltvolle Ansprachen, Vereinspräsident 
beim «Förderverein Städtepartnerschaft 
Frauenfeld-Kufstein», oder Moderator 
an einem öffentlichen Anlass. Ein beson-
deres Kränzchen winden darf ich Kurt 
Sieber für seine souveräne Präsentation 
beim Jubiläum 60 Jahre «Freie Vereini-
gung wir älteren Leute» und 50 Jahre 
«Gemischter Chor 60 plus» letzten Ok-
tober im Casino.
Innert kürzester Zeit nahm er die bewegte 
Vereins-Geschichte auf, erzählte und 
kommentierte die Bilder auf der Gross-
leinwand mit heller Begeisterung. Fast 
wie wenn er selbst dabei gewesen wäre.
Seine frühere Berufskarriere als Militär- 
Instruktor und Promotor der elektro-
nischen Leitsysteme bei der Artillerie in 
Frauenfeld kommt ihm sehr zuhilfe. Und 
wer kennt nicht seinen sympathischen 
Rheintaler Dialekt?  Klares Denken, 
rasches Verarbeiten, und prägnante Ent-
scheidungen sind seine Stärken.
Ganz Klar: Kurt F. Sieber ist ein Muster- 
Gemeinderat im «Aapacke» und gehört 
zweimal auf jeden Wahlzettel.

Walter Keller, Parteifrei

Die beste Lösung, die Krankheitskosten 
zu senken, ist das Solarium. Moderne 
Solarien produzieren sogar bis zu 8 mal 
mehr Vitamin D als die Sonne und dies 
das ganze Jahr. Informiert euch.

Edwin Schalcher, Warth

Grün für alle Fälle
Vor den Wahlen, ob in den Gemeinde-
rat, in den Kantonsrat oder in den Na-
tionalrat, geben sich alle Parteien um-
weltfreundlich und betonen, wie sehr 
ihnen Umwelt, Natur, sogar erneuer-
bare Energie sowie die Verringerung 
des CO2- Ausstosses wichtig sei. 
Kommt es dann allerdings zur kon-
kreten Abstimmung, sind die meisten 
Damen und Herren aus dem bürger-
lichen Lager natürlich dagegen. Ge-
zielte Vorsichtsmassnahmen könnten 
möglicherweise zu viel kosten.
Genau gegenteiliger Ansicht sind die 
Grünen. Sie vertreten eine konsequente 
Umwelt- und Energiepolitik. Sie war-
ten nicht ab, bis eine Katastrophe ein-
tritt, um dann im Wahlkampf Aufmerk-
samkeit auf sich zu lenken. Darum sind 
nur die Grünen die Gewähr dafür, dass 
in Sachen Umweltpolitik ernsthaft vor-
wärts gemacht wird und nicht nur Lip-
penbekenntnisse abgegeben werden. 
Wählen Sie deshalb mit der unverän-
derten Liste 5 möglichst viele Grüne 
in das Gemeindeparlament und helfen 
Sie mit, dass endlich eine Umwelt, 
Verkehrs- und Energiepolitik betrieben 
wird, welche diesen Namen auch ver-
dient. 

Verena Fankhauser, Frauenfeld

Antwort und Richtigstellung auf die 
Leserbriefe von alt FDP-Parteipräsi-
dent Kienast und FDP-Gemeinde- 
ratskandidat Dähler in der FW vom  
13. März 2019
 

FDP kann nicht rechnen 

Die FDP kritisiert – ziemlich gehässig 
– die schönen blauen Wahlplakate von 
CH Chrampfe & Hirne mit dem Wahl-
spruch «150-Mio.-Tunnel? Wir bleiben 
dran». Gemäss FDP sollen es 107 Mio. 
Franken sein. Diese Zahl stammt aus 
der Grobkostenschätzung des Tiefbau-
amts. Allerdings steht dort 107 Mio. 
+/- 40% («Fact Sheets Varianten», 
15.9.2017, S. 13). Rechne! 107 + 40% 
= 149.8 – rund 150. Es ist klar, dass bei 
einem komplexen Tunnelprojekt auf 
den oberen Rand einer Grobkosten-
schätzung abzustellen ist. Erfahrungs-
gemäss wird es häufig noch teurer. 
Beispiel BTS (Bodensee-Thurtal-Stras-
se): Abstimmungskredit 0.8 Mia. Fran-
ken, heute 1.55 Mia. – das Doppelte. 
Um von den sehr hohen Investitions
kosten abzulenken, rechnet die FDP vor, 
wieviel der Tunnel pro Einwohner bei 
40 Jahren Abschreibung angeblich ko-
stet. Wenn schon Milchbüechlirech-
nung, bitte wenigstens sauber kalku-
liert: Mit der Abschreibung der Investi-
tion ist es nicht getan. Die Investitions-
ausgaben müssen auch finanziert 
werden, liebe FDP. Die entsprechenden 
erheblichen Schuldzinsen wurden ein-
fach weggelassen, ebenso die Unter-
halts- und Betriebskosten. Und natür-
lich kein Wort von der Steuererhöhung 
als direkte Folge einer solchen finanziel
len Belastung… 

Charles Landert, Präsident CH 

Schon 2 Grad mehr 
werden ungemütlich

Jetzt wirklich den Systemwechsel zu 
einer nachhaltigen grünen Politik ma-
chen – dann haben wir vielleicht noch 
die Chance, den menschgemachten Kli-
mawandel auf ein erträgliches Mass zu 
reduzieren. Sonst wird es sehr ungemüt-
lich, ja sogar lebensbedrohlich. Das 
bedingt aber eine komplette Abkehr von 
der bisherigen Politik. Was nützt mir 
eine Wirtschaft, wenn dabei die Lebens-
grundlage zerstört wird und ich trotz 
Arbeitsplatz weder Einkommen noch 
Auskommen habe? Die andauernde Um-
verteilung von unten nach oben muss 
beendet werden. Die Wirtschaft und das 
Geldsystem haben den Menschen zu 
dienen und nicht Schaden für alle anzu-
richten, den diese auch noch bezahlen 
muss, nur für den Profit einer kleinen 
Minderheit. Nur die Grünen, GLP, CH 
und SP können diesen Wandel bringen 
und meine Bedürfnisse nach einer in-
takten Lebensgrundlage bedienen. Zu 
lange haben die Bürgerlichen die Dring-
lichkeit und die Gesamtheit der anste-
henden Probleme verzögert und igno-
riert. Zeit ist ungenutzt verstrichen, jetzt 
müssen dringendst andere Lösungen 
umgesetzt werden. Im Kleinen wie im 
Grossen. Wir haben die Wahl, wenn die 
Lämmer nicht schweigen.

Peter Hagmann, Frauenfeld

Steigende Krankenkas-
senprämien – was nun?

Nicht nur schlecht Verdienende haben 
mit den ständig steigenden Krankenko-
sten Probleme. Es ist daher sicher richtig, 
wenn man allen Institutionen im Kran-
kenwesen auf die Finger schaut. Unver-
ständlich ist, wenn wir beispielsweise 
für Medikamente bis zum Doppelten 
bezahlen, wie im nahen Ausland. Mit-
verantwortlich sind aber auch die Kon-
sumenten, welche wegen jedem Bobo 
zum Arzt oder gleich zur nächsten Not-
fallstation rennen.  
«Flüchtlinge», welche bei uns eintreffen, 
kommen oft mit ärztlichem Nachholbe-
darf, mit üblichen, nicht selten aber auch 
mit  ansteckenden Krankheiten (TB, 
HIV, Windpocken, Krätze) sowie  Zahn-
problemen zu uns. Traumatisierte wer-
den zusätzlich psychisch betreut. Weitere 
Zusatzkosten entstehen für benötigte 
Dolmetscher. Die Krankenversicherung 

für Asylanten und Sans Papiers, wie auch 
die Franchise und den Selbstbehalt, über-
nimmt der Staat mit unseren Steuergel-
dern. Nachdem das Staatssekretariat für 
Migration im Jahr 2017 für die Gesund-
heit im Asylwesen Kosten von 1,9 Mia. 
Franken budgetiert hat, hat die National-
rätin Silvia Flückiger am 15. Juni 2017 
eine Motion im Parlament eingegeben, 
mit welcher man unsere Krankenkassen-
prämien stabilisieren oder gar verbilligen 
könnte. Sie stellte den Antrag, dass die 
Krankheitskosten für Asylsuchende, 
Asylanten, Sans Papiers usw. zukünftig 
bei einer staatlichen Krankenkasse ver-
sichert werden sollen. Die Finanzierung 
dafür soll aus den  gesprochenen Asyl-
krediten und/oder dem milliardenschwe-
ren Portfolio der Entwicklungshilfe er-
folgen.
In Anbetracht der rund 100 000 Asylbe-
werbern und >90 000 Sans Papiers, wel-
che wir bei uns beherbergen, wäre diese 
Motion wohl ein besserer Ansatz, um die 
Krankenkassenkosten zu  stabilisieren, 
als die geplante Heraufsetzung unserer 
Franchisen. Die Behandlung der Motion 
im Parlament steht noch aus.  

Willi Schwarz, Felben-Wellhausen   

Stau in der 
Stadt – Super!
Solange die Zürcherstrasse beim 
Erchingerhof gesperrt bleibt, wird der 
Kreisel beim Schweizerhof exakt so 
belastet, wie wenn der Tunnel unter dem 
Zentrum gebaut wäre und plangemäss 
benutzt würde. Die Baustelle schenkt 
uns ein realistisches Experiment, das 
aussagekräftiger ist als jede Prognose 
der Verkehrsplaner.
Allen, die immer noch meinen, der 
Tunnel sei so etwas wie eine Lösung, 
sei wärmstens empfohlen, sich ein ei-
genes Bild vom Rückstau in den Spit-
zenzeiten zu machen. Was in den näch-
sten Wochen zu beobachten ist, könnte 
drei Vermutungen erhärten:
1. Die Idee, vier Hauptachsen über einen 
zentralen Kreisel zu führen, ist eine 
Schnapsidee.
2. Eine verstopfte Tunneleinfahrt wird 
die Ringstrasse und die Vorstadt kaum 
entlasten.
3. Beim Rathaus – jahrzehntelang Sor-
ge Nummer 1 – bleibt trotz Tunnel alles 
beim Alten.

Meiner Meinung nach ist jeder Franken 
für die Tunnelplanung pure Geldver-
schwendung.
Der Transitverkehr fährt übrigens nur 
in Seldwyla durch die Ortsmitte.

Manfred Gubler
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